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Schenkung bei Beiratschaft

Sachverhalt

Ich bin Beirat (Art. 395 1. + 2) eines 70jährigen Mannes, welcher ein Vermögen von ca. Fr. 2,8 Mio hat (davon etwa Fr. 120'000.-- flüssige Mittel). Herr B. ist äusserst sparsam und ist voll urteilsfähig. Kürzlich hat er mir gegenüber den Wunsch geäussert, dass er zwei Leuten aus seiner Verwandtschaft, welche unverschuldet eine finanzielle Notlage haben, je Fr. 20'000.-- schenken möchte, um zu verhindern, dass diese Fürsorgeleistungen in Anspruch nehmen müssten. Sein Vorhaben scheint mir gut überlegt und seine Ueberlegungen sind für mich gut nachvollziehbar.

Meine Frage: Ist eine solche Schenkung (welche über die Verfügungsgewalt über das Einkommen des Verbeirateten geht) grundsätzlich möglich? Welche Voraussetzungen braucht es dazu (Bewilligung VB)?
In Art. 421 + 422 habe ich diesbezüglich nichts gefunden.
Erwägungen

1. Zunächst hat sich mir die Frage gestellt, wie sich gegenüber einem sparsamen und voll urteilsfähigen Mann eine Beiratschaft (beschränkter Handlungsfähigkeitsentzug) rechtfertigen lasse. Wäre hier allenfalls eine Beistandschaft auf eigenes Begehren eine angemessenere Hilfe?

2. Gemäss Art. 408 ZGB dürfen zu Lasten des Bevormundeten (was gemäss Art. 367 Abs. 3 ZGB auch für den Verbeiständeten gilt) keine erheblichen Schenkungen (Art. 239 OR) vorgenommen werden. Nun kann allerdings dem Verbeirateten wie dem Bevormundeten Vermögen zur freien Verfügung überlassen werden, mit welchem er auch sogenannte verbotene Geschäfte vornehmen kann (H.M. Riemer, Grundriss des Vormundschaftsrechts, §4 N 101). Zudem können sie in Erfüllung einer sittlichen Pflicht Schenkungen vornehmen (Basler Kommentar ZGB-Leuba, Art. 408 N.16). 

3. Obwohl das Vermögen beachtlich ist (2.8 Mio), scheinen mir die Schenkungen als erheblich zu gelten, sodass sich die Frage stellt, ob dem sparsamen urteilsfähigen Klienten die entsprechenden Beträge zur freien Verfügung zugewiesen werden sollen oder ob die Schenkung im Sinne von Art. 419 Abs. 2 respektive Art. 421 Ziff. 2 ZGB von der Vormundschaftsbehörde als Handlung, welche über die ordentliche Verwaltung hinaus geht, genehmigen zu lassen sei. Ob so oder anders qualifiziert kommt auf das selbe (siehe auch BK ZGB-Biderbost Art. 419 N 4). Entscheidend scheint mir, ob mit den Schenkungen der Schutz des Verbeirateten gefährdet wird, was wohl kaum zutrifft. Deshalb ist dem Beirat zu empfehlen, der Vormundschaftsbehörde zu beantragen, ihre Zustimmung zur Schenkung zu erteilen, wozu sowohl Art. 414 ZGB als auch Art. 419 Abs. 2 ZGB eine Rechtsgrundlage hergeben.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 13.12.2002
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